Amtsblatt der
Stadt Landshut
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INHALTSVERZEICHNIS: Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG); Allgemeinverfiigung der Stadt Landshut zur Anordnung
der Quaranténe fur von dem neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 Infizierte sowie fur Ansteckungs- und Krankheitsverdachtsfalle
vom 23.03.2020 (Abl. S. 97 ff.) in der Fassung der zu ihrer Anderung erlassenen Allgemeinverfiigungen vom 31.03.2020 (Abl. S.
133 ff.), vom 07.04.2020 (Abl. S. 137 ff.) und vom 14.04.2020 (Abl. S. 154 ff.); Aufhebung der Allgemeinverfiigung; Verordnung
zur Anderung der Verordnung der Stadt Landshut iiber die Ladenschlusszeiten an den Sonntagen, 17.05.2020 und 08.11.2020
vom 04.05.2020; Berichtigung der Satzung fir die Einrichtung der Mittags- und Hausaufgabenbetreuung an den Landshuter
Grundschulen vom 26.03.2020 (ABI S. 103); Vollzug des BauGB; Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 07-
4 Ostlich OderstraRe” vom 24.04.2020 im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung)
hier: Ortsiibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 BauGB und ortsiibliche Bekanntmachung der
Unterrichtung der Offentlichkeit gem. § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB entsprechend § 13a Abs. 3 Satz 2 BauGB; Vollzug
des BauGB; Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 05-69 ,Moniberg — Strale Am Vogelherd“ vom 25.01.2019 i.d.F. vom
29.11.2019 hier: Ortsiibliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB; Vollzug des BauGB; Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 10-5/6 ,Westlich der Autobahn A 92 - siidlich Seebach* vom 19.10.2018 i.d.F. vom 29.11.2019, redaktionell gedndert am
24.04.2020 hier: Ortsiibliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB; Offentliche Bekanntmachung der Baugenehmigung
Bpl.Nr. B-2020-40; Offentliche Bekanntmachung der Baugenehmigung Bpl.Nr. B-2019-233; Aufgebot einer verloren gegangenen
Sparurkunde; Aufgebot einer verloren gegangenen Sparurkunde;
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Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG); Allgemeinverfiigung der Stadt Landshut zur Anordnung der

Quarantane fiir von dem neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 Infizierte sowie fir Ansteckungs- und

Krankheitsverdachtsfélle vom 23.03.2020 (Abl. S. 97 ff.) in der Fassung der zu ihrer Anderung erlassenen

Allgemeinverfigungen vom 31.03.2020 (Abl. S. 133 ff.), vom 07.04.2020 (Abl. S. 137 ff.) und vom

14.04.2020 (Abl. S. 154 ff.); Aufhebung der Allgemeinverfiigung

Die Stadt Landshut als Kreisverwaltungsbehorde erlasst folgende

Allgemeinverfigung:

Die Allgemeinverfiigung der Stadt Landshut vom 23.03.2020 (Abl. 97 ff.) in der Fassung der zu ihrer Anderung erlassenen
Allgemeinverfugungen vom 31.03.2020 (Abl. 133 ff.), vom 07.04.2020 (Abl. 137 ff.) und vom 14.04.2020 (Abl. 154 ff.) wird
mit Wirkung zum 08.05.2020, 00:00 Uhr, aufgehoben.

Personen, deren Quarantanepflicht unter der Wirksamkeit der in Ziff. | genannten Allgemeinverfligung der Stadt Landshut
bis 07.05.2020, 24.00 Uhr, noch nicht abgelaufen war, haben sich weiterhin zu isolieren. Die einzuhaltende Dauer der
Isolation und die dabei bestehenden Verpflichtungen richten sich ab diesem Zeitpunkt nach der Aligemeinverfiigung des
Bayerischen Staatsministeriums fur Gesundheit und Pflege vom 07.05.2020 - G54e-G8390-2020/1277-1 (BayMBI. 2020,
Nr. 249).

Diese Allgemeinverfiigung wird am 12.05.2020 wirksam.

Hinweis:

1.

Die Regelung in Ziff. Il dieser Allgemeinverfiigung ist gemaR 8§ 28 Abs. 3 IfSG i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes
sofort vollziehbar (vgl. § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Verwaltungsgerichtsordnung — VwGO).

Die Isolation von Kontaktpersonen der Kategorie | und Verdachtspersonen ist seit 08.05.2020, 00:00 Uhr, bis
30.06.2020 (24:00 Uhr) in der Allgemeinverfligung des Bayerischen Staatsministeriums fir Gesundheit und Pflege vom
07.05.2020 geregelt (BayMBI. 2020, Nr. 249). Diese Allgemeinverfiigung steht im Internet zur Einsicht zur Verfigung
(https:/iwvww.verkuendung-bayern.de/baymbl/2020-249/).

Im Zusammenhang mit der Quaranténe bzw. Isolation besteht keine Zustandigkeit der Stadt Landshut als Kreisverwal-
tungsbehdrde (Untere Gesundheitsbehtrde) mehr. Etwaige Fragen hierzu miissen an das Staatliche Gesundheitsamt
Landshut (Veldener Strale 15, 84036 Landshut; Tel. 0871/408-5000;

E-Mail: gesundheit@landkreis-landshut.de) gerichtet werden. Die Ubrigen infektionsschutzrechtlichen Zusténdigkeiten

der Stadt Landshut bleiben hiervon unberthrt.

Begriindung:

Die Stadt Landshut ist als Kreisverwaltungsbehorde (Art. 9 Abs. 1 Gemeindeordnung — GO) fur den Erlass dieser
Allgemeinverfligung gemaf § 54 Infektionsschutzgesetz - IfSG i. V. m. 8 65 Zustandigkeitsverordnung - ZustV sachlich

und nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz - BayVwVfG ortlich zusténdig.

Mit dem Erlass der Allgemeinverfigung des Bayerischen Staatsministeriums fir Gesundheit und Pflege vom
07.05.2020 wurde eine landesweite Regelung zur Quarantane von Kontaktpersonen der Kategorie | und von Verdachts-

personen getroffen, die am 08.05.2020 um 00:00 Uhr wirksam geworden ist.
Zuvor hat die Stadt Landshut die Fragen der Quaranténe in ihrer Allgemeinverfigung vom 23.03.2020 (Abl. 97 ff.) in

der Fassung der zu ihrer Anderung erlassenen Allgemeinverfiigungen vom 31.03.2020 (Abl. 133 ff.), vom 07.04.2020
(Abl. 137 ff.) und vom 14.04.2020 (Abl. 154 ff.) geregelt.
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Da es sich bei Allgemeinverfiigungen um keine Rechtsnormen handelt, unter denen ein Rangverhéltnis besteht, also
die Geltung der ranghdheren die der rangniedrigeren bzw. die spétere die der friiheren Rechtsnorm verdrangt, sondern
um Verwaltungsakte (Art. 35 Satz 2 BayVwVfG), unter denen es kein solches normatives Verhéltnis gibt, bedarf es
beim Wirksamwerden einer landesweiten Regelung, wenn man nicht annimmt, dass sich die ortliche Regelung hier-
durch bereits auf ,andere Weise" im Sinn des Art. 43 Abs. 2 BayVwVfG erledigt hat, im rechtlichen Klarstellungsinte-
resse deren Aufhebung.

Die Rechtsgrundlage fiir die Aufhebung der Allgemeinverfiigung der Stadt Landshut ist in Art. 49 Abs. 1 BayVwVfG
enthalten. Nach dieser Rechtsvorschrift kann ein rechtméafiger nicht begunstigender Verwaltungsakt auch mit Wirkung

fur die Vergangenheit widerrufen werden.

Vorliegend bedarf es des Widerrufs der gesamten Regelung, weil landesweit eine mindestens ebenso umfangreiche

Regelung wirksam geworden ist, die mit Wirkung zum 08.05.2020, 00:00 Uhr, an ihre Stelle treten soll.

Der Widerruf erfolgt in Austibung pflichtgemé&Ren Ermessens (Art. 40 BayVwfG). Auch in der Stadt Landshut missen

die nunmehr landesweit furr erforderlich gehaltenen Regelungen zur Isolation einheitlich zu Anwendung kommen.

3. Die Rechtsgrundlage fur die Regelung in Ziff. Il dieser Allgemeinverfiigung ist in 8 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG enthalten.
Nach dieser Rechtsvorschrift kann die zustéandige Behorde die notwendigen SchutzmafRnahmen treffen, insbesondere
die in den 88 29 bis 31 IfSG genannten, wenn Kranke, Krankheitsverdéachtige, Ansteckungsverdachtige oder Ausschei-
der festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdachtig oder Ausscheider war, so-

weit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung der Krankheit erforderlich ist.

Nach § 30 Abs. 1 S. 2 IfSG kann bei (sonstigen) Kranken sowie Krankheitsverdachtigen, Ansteckungsverdachtigen und
Ausscheidern durch die Stadt Landshut als zustandige Behdrde angeordnet werden, dass sie in geeigneter Weise
abgesondert werden, bei Ausscheidern jedoch nur, wenn sie andere Schutzmaf3nahmen nicht befolgen, befolgen kon-

nen oder befolgen wirden und dadurch ihre Umgebung gefahrden.

Die Regelung bestimmt, dass Personen, deren Verpflichtung zur Isolation unter der Wirksamkeit der von der Stadt
Landshut erlassenen Allgemeinverfigung bis 07.05.2020, 24:00 Uhr, entstanden und noch nicht abgelaufen ist, sich
weiter zu isolieren haben, sich die Dauer der Quarantane bzw. Isolation und die dabei zu beachtenden Verpflichtungen
von diesem Zeitpunkt an aber nach der Allgemeinverfigung des Bayerischen Staatsministeriums fur Gesundheit und
Pflege vom 07.05.2020 richten.

Die Regelung beruht auf pflichtgeméafRer Ermessensausibung (Art. 40 BayVwVfG). Sie ist zur Vermeidung einer Re-

gelungslicke zwingend notwendig und dient der Klarstellung der Rechtslage.
4. Das Wirksamwerden dieser Allgemeinverfiigung am Tag nach der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Landshut
ergibt sich aus Art. 41 Abs. 4 Satz 4, Art. 43 Abs. 1 BayVwVfG. Es handelt sich vorliegend um eine besondere eilbe-

dirftige MalRnahme der Gefahrenabwehr.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsge-

richt in Regensburg,

Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg,
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg,

schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts oder elektronisch in einer fiir den

Schriftformersatz zugelassenen Form erhoben werden.
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Die Klage muss den Klager, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der an-
gefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fur

die Ubrigen Beteiligten beigefiigt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!
Nahere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetprasenz der Bayerischen

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 1. Juli 2004 grundsétzlich ein Gebihrenvorschuss
zu entrichten. (Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt).

- Die Anordnung ist geméaR § 28 Abs. 3i. V. m. 8 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Die Anordnung der aufschiebenden Wirkung
kann beim Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg beantragt werden (§ 80 Abs. 5 VwWGO).

STADT LANDSHUT
Landshut, 11.05.2020

Alexander Putz

Oberbiirgermeister

Verordnung zur Anderung der Verordnung der Stadt Landshut
Uber die Ladenschlusszeiten
an den Sonntagen, 17.05.2020 und 08.11.2020
vom 04.05.2020

Die Stadt Landshut erldsst aufgrund des § 14 Abs. 1 des Gesetzes uber den Ladenschluss (LadSchIG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 2. Juni 2003 (BGBI | S. 744), zuletzt geéndert durch Art. 430 Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI |
S. 1474), § 11 der Verordnung Uber die Zustandigkeit zum Erlass von Rechtsverordnungen (DelV) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Januar 2014 (GVBI S. 22), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 13. Januar 2020 (GVBI S. 11), und Art. 42
des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1982 (BayRS
2011-2-1), zuletzt geandert durch § 5 Abs. 1 Gesetz vom 23. Dezember 2019 (GVBI S. 737), folgende

Verordnung:
§1

§ 1 Satz 1 der Verordnung der Stadt Landshut Uber die Ladenschlusszeiten an den Sonntagen, 17.05.2020 und 08.11.2020 vom
09.01.2020 (ABI S. 9) erhélt folgende neue Fassung:

+Abweichend von § 3 Abs. 1 Nr. 1 LadSchIG dirfen aus Anlass des

»Herbstmarktes*
am Sonntag, dem 08.11.2020

in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr

im , Historischen Zentrum* die Verkaufsstellen fir den geschéaftlichen Verkehr mit Kunden geéffnet sein.”
§2
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Landshut in Kraft.

Landshut, den 04.05.2020
STADT LANDSHUT
Alexander Putz
Oberbiirgermeister
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Berichtigung der Satzung fir die Einrichtung der Mittags- und Hausaufgabenbetreuung an den

Landshuter Grundschulen

vom 26.03.2020 (ABI S. 103)

Die Satzung fur die Einrichtung der Mittags- und Hausaufgabenbetreuung an den Landshuter Grundschulen vom 26.03.2020
(ABI S. 103) ist wie folgt zu berichtigen:

In § 16 Buchst. b) werden die Worte ,Satzung vom 05.02.2010" durch die Worte ,Satzung vom 02.08.2010" ersetzt.

Landshut, den 06.05.2020
STADT LANDSHUT

- Referat 3 -

Vollzug des BauGB;
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 07-4  Ostlich Oderstrae* vom 24.04.2020 im
beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung)
hier: Ortsiibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. 8 2 Abs. 1 BauGB und ortsiibliche
Bekanntmachung der Unterrichtung der Offentlichkeit gem. § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB ent-
sprechend 8§ 13a Abs. 3 Satz 2 BauGB

163



Der Bausenat der Stadt Landshut hat beschlossen, fiir das im abgedruckten Plan dargestellte Gebiet einen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) aufzustellen. Der vor-
habenbezogene Bebauungsplan erhalt die

Nr. 07-4
und die Bezeichnung
,Ostlich OderstraRe".
Dies wird hiermit gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsublich bekannt gemacht.

Die Voraussetzungen fir das beschleunigte Verfahren sind gegeben, da die zuléssige Grundflache der baulichen Anlagen im
Geltungsbereich unter 20.000m2 liegen. Durch die Aufstellung wird nicht die Zul&ssigkeit von Vorhaben begriindet, die einer Pflicht
zur Durchfuihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung nach dem Gesetz tiber die Umweltvertréaglichkeitspriifung oder nach Lan-
desrecht unterliegen. Au3erdem bestehen keine Anhaltspunkte furr eine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB
genannten Schutzguter. Damit ist nach 8 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB kein Ausgleich nach der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung erforderlich.

Es wird hiermit gem. § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 ortstiblich bekannt gemacht, dass keine Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB
durchgefiihrt wird.

Wesentliche Ziele und Zwecke der Planung sind:

Die Umnutzung zu einem Sondergebiet fiir soziale Zwecke mit der einhergehenden Nachverdichtung zu Ermdéglichung einer
integrativen Wohnanlage mit drei Vollgeschossen und neun Wohneinheiten, erganzt durch eine Arbeitsstatte, unter Berticksichti-
gung der bestehenden Baustruktur und der besonderen naturschutzrechtlichen Lage hinsichtlich des Biotopverbundes zwischen
ehemaligen Standortiibungsplatz und Altheimer Stausee gebietsvertraglich zu regeln.

Die Stadt Landshut gibt der Offentlichkeit gem. § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB die Gelegenheit, sich tiber die allgemeinen Ziele
und Zwecke, sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung zu unterrichten und sich hierzu innerhalb der Frist vom

19.05.2020 bis einschl. 26.06.2020

zu aul3ern.

Die Unterrichtung erfolgt aus Grunden der Gesundheitsvorsorge durch Schaufenster-Aushang im Bereich der Eingangsrampe
des Stadtjugendamtes, Luitpoldstrae 29b, 84034 Landshut sowie in Abh&ngigkeit von Dauer bzw. Einhaltung der Zutrittsbe-
schrankungen zu den Rathausern parallel beim Amt fur Stadtentwicklung und Stadtplanung, Luitpoldstrae 29, 4. Stock, 84034
Landshut, zu folgenden Dienststunden: Montag mit Donnerstag von 8.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr, Freitag von
8.00 bis 12.00 Uhr. Zusatzlich kénnen die Unterlagen im oben genannten Zeitraum unter folgender Internetadresse eingesehen
werden:

http://lwww.landshut.de/bauleitplaene

Jedermann kann den Bauleitplan einsehen und Uber dessen Inhalt Auskunft verlangen.
Hierzu kdnnen wahrend der Dienststunden unter Tel. 0871 / 88-1347 Terminvereinbarungen getroffen werden.

Stellungnahmen kénnen wahrend der Auslegungsfrist vorgebracht werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen kon-
nen bei der Beschlussfassung tber den Bauleitplan unberiicksichtigt bleiben.

STADT LANDSHUT
- Baureferat -
Amt fur Stadtentwicklung und Stadtplanung
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Vollzug des BauGB;
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 05-69 ,Moniberg — Strale Am Vogelherd* vom 25.01.2019.i.d.F.

vom 29.11.2019
hier: Ortsiibliche Bekanntmachung gem. 8 10 Abs. 3 BauGB

&7 AR O S S D (= RIGT
Der Bausenat der Stadt Landshut hat in seiner Sitzung vom 24.04.2020 den Bebauungsplan Nr. 05-69 ,Moniberg — Stralle Am
Vogelherd" vom 25.01.2019 i.d.F. vom 29.11.2019 als Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 05-69 ,Moniberg — Straf3e Am Vogelherd” vom 25.01.2019 i.d.F. vom 29.11.2019 wurde am 08.05.2020
ausgefertigt und liegt vom Tage dieser Bekanntmachung an wahrend der folgenden Dienststunden beim Amt fiir Stadtentwicklung
und Stadtplanung, Luitpoldstraf3e 29, 4. Stock, 84034 Landshut mit all seinen Bestandteilen zur Einsichtnahme bereit: Montag
mit Donnerstag von 8.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr, Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr. Abweichend hiervon kénnen
gesonderte Terminvereinbarungen unter Tel. 0871 / 88-1347 getroffen werden. Zusétzlich kénnen die Unterlagen unter folgender
Internetadresse eingesehen werden:

http://www.landshut.de/bauleitplaene
Auf Verlangen wird jedermann tber den Inhalt der vorgenannten Unterlagen Auskunft erteilt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 05-69 ,Moniberg — Strafle Am Vogelherd” vom 25.01.2019 i.d.F. vom
29.11.2019 in Kraft.

Gleichzeitig wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB auf die Voraussetzungen fir die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens-

oder Formvorschriften, der Verletzung von Vorschriften Giber das Verhaltnis des Bebauungsplanes und des Flachennutzungspla-

nes und von Méngeln des Abwagungsvorganges sowie die Rechtsfolgen hingewiesen.

Es werden deshalb nachfolgend (S. 167, 168 dieses Amtsblattes) die 8§ 214 und 215 Abs. 1 BauGB im Wortlaut bekanntgegeben.
STADT LANDSHUT

- Baureferat -
Amt fir Stadtentwicklung und Stadtplanung
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Vollzug des BauGB;
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 10-5/6 ,Westlich der Autobahn A 92 - siidlich Seebach” vom

19.10.2018i.d.F. vom 29.11.2019, redaktionell geédndert am 24.04.2020
hier: Ortsiibliche Bekanntmachung gem. 8 10 Abs. 3 BauGB
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5

638

<R
o
(S0)

"\ Energe

S0 Energie

Hiihe max. | GR max
1 38m [20.300 m?

S AL A %}i N

Der Bausenat der Stadt Landshut hat in seiner Sitzung vom 24.04.2020 den Bebauungsplan Nr. 10-5/6 ,Westlich der Autobahn
A 92 - sidlich Seebach” vom 19.10.2018 i.d.F. vom 29.11.2019, redaktionell geédndert am 24.04.2020 als Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 10-5/6 ,Westlich der Autobahn A 92 - stidlich Seebach” vom 19.10.2018 i.d.F. vom 29.11.2019, redakti-
onell gedndert am 24.04.2020 wurde am 08.05.2020 ausgefertigt und liegt vom Tage dieser Bekanntmachung an wahrend der
folgenden Dienststunden beim Amt fur Stadtentwicklung und Stadtplanung, Luitpoldstrale 29, 4. Stock, 84034 Landshut mit all
seinen Bestandteilen zur Einsichtnahme bereit: Montag mit Donnerstag von 8.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr,
Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr. Abweichend hiervon kdnnen gesonderte Terminvereinbarungen unter Tel. 0871 / 88-1347 getrof-
fen werden. Zusatzlich kénnen die Unterlagen unter folgender Internetadresse eingesehen werden:

http://www.landshut.de/bauleitplaene
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Auf Verlangen wird jedermann uber den Inhalt der vorgenannten Unterlagen Auskunft erteilt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 10-5/6 ,Westlich der Autobahn A 92 - stdlich Seebach” vom 19.10.2018
i.d.F. vom 29.11.2019, redaktionell gedndert am 24.04.2020 in Kraft.

Gleichzeitig wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB auf die Voraussetzungen flr die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens-
oder Formvorschriften, der Verletzung von Vorschriften Uber das Verhéltnis des Bebauungsplanes und des Flachennutzungspla-
nes und von Mangeln des Abwagungsvorganges sowie die Rechtsfolgen hingewiesen.

Es werden deshalb nachfolgend (S. 167, 168 dieses Amtsblattes) die 88 214 und 215 Abs. 1 BauGB im Wortlaut bekanntgegeben.

§ 214

Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften tUber die Aufstellung des Flachennutzungsplans und der Satzungen; erganzendes
Verfahren

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist fur die Rechtswirksamkeit des Flachennut-
zungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn

1. entgegen 8§ 2 Abs. 3 die von der Planung beriihrten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hatten bekannt sein
mussen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und
auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist;

2. die Vorschriften tber die Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4
Satz 1 und Absatz 5 Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und
§ 13b, nach § 22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich,
wenn a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behdrden oder sonstige Trager offentlicher Belange nicht beteiligt
worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung beriicksichtigt worden sind, oder
b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfiigbar sind, gefehlt haben, oder c) [aufgehoben],
oder d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht fir die Dauer einer angemessenen langeren Frist
ausgelegt worden ist und die Begriindung fiir die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist, oder
e) bei Anwendung des § 4a Absatz 4 Satz 1 der Inhalt der Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das
Internet eingestellt, aber nicht Uber das zentrale Internetportal des Landes zugénglich sind, oder f) bei Anwendung des § 13
Absatz 3 Satz 2 die Angabe daruber, dass von einer Umweltpriifung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder g) bei Anwendung
des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und 8§ 13b, die Voraussetzungen fir
die Durchflihrung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind,;

3. die Vorschriften tber die Begriindung des Flachennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer Entwiirfe nach 88§ 2a, 3 Abs.
2, 8 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, 8 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die
Begriindung des Flachennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollstandig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine
Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begriindung hierzu nur in unwesentlichen
Punkten unvollstandig ist;

4. ein Beschluss der Gemeinde iiber den Flachennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt
oder der mit der Bekanntmachung des Flachennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist.

Soweit in den Fallen des Satzes 1 Nr. 3 die Begriindung in wesentlichen Punkten unvollsténdig ist, hat die Gemeinde auf Verlan-
gen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird.

(2) Fur die Rechtswirksamkeit der Bauleitplane ist auch unbeachtlich, wenn

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstédndigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in 8§ 8 Abs. 4
bezeichneten dringenden Griinde fir die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind;

2. 8 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flachennutzungsplan verletzt worden ist, ohne
dass hierbei die sich aus dem Flachennutzungsplan ergebende geordnete stadtebauliche Entwicklung beeintrachtigt worden ist;

3. der Bebauungsplan aus einem Flachennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften einschlieBlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt;

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoR3en worden ist, ohne dass die geordnete stadtebauliche Entwicklung beeintréchtigt
worden ist.

(2a) Fur Bebauungsplane, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a, auch in Verbindung mit § 13b, aufgestellt worden sind,
gilt erganzend zu den Absatzen 1 und 2 Folgendes:

1. [aufgehoben]
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist fiir die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans unbeachtlich.

3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltpriifung unterbleiben soll, auf einer Vorpriifung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1
Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprufung als ordnungsgeman durchgefiihrt, wenn sie entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 durchgefiihrt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne Behtrden
oder sonstige Trager offentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein fir die Rechtswirksamkeit des
Bebauungsplans beachtlicher Mangel.

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis
nachvollziehbar ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zuléssigkeit von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz
Uiber die Umweltvertraglichkeitspriifung begriindet wird; andernfalls besteht ein fir die Rechtswirksamkeit des Bebauungs-
plans beachtlicher Mangel.
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(3) Fur die Abwéagung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung uber den Flachennutzungsplan oder die
Satzung malRgebend. Méngel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, kdnnen nicht als Mangel der Abwagung
geltend gemacht werden; im Ubrigen sind Mangel im Abwéagungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das
Abwégungsergebnis von Einfluss gewesen sind.

(4) Der Flachennutzungsplan oder die Satzung kénnen durch ein ergdnzendes Verfahren zur Behebung von Fehlern auch rick-
wirkend in Kraft gesetzt werden.

§215
Frist fur die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften
(1) Unbeachtlich werden
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Beriicksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften Uber das Verhaltnis des Bebauungsplans
und des Flachennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mangel des Abwagungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flachennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegeniiber

der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begriindenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.

STADT LANDSHUT
- Baureferat -
Amt fir Stadtentwicklung und Stadtplanung

Offentliche Bekanntmachung der Baugenehmigung
Bpl.Nr. B-2020-40

Mit Bescheid vom 21.04.2020 wurde den Antragstellern, Frau und Herr Franziska und Thomas Obersojer, die Baugenehmigung
"Sanierung des Anwesens, Anbau von Balkonen und einer Aufzugsanlage, Ausbau des Dachgeschosses zu Wohnungen, Sanie-
rung der Einheiten im 1. und 2. OG" auf dem Grundstiick FI.Nr. 1456, Gem. Landshut, Papiererstral3e 3, unter Nebenbestimmun-
gen erteilt.

Nachdem mehr als 20 benachbarte Grundstiickseigentiimer im gleichen Interesse beteiligt sind, wird die Zustellung der Geneh-
migung durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt. Der Genehmigungsbescheid mit Planen kann beim Bauaufsichtsamt der Stadt
Landshut innerhalb der allgemeinen Dienststunden (Montag, Dienstag und Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr, Mittwoch von
14.00 Uhr bis 16.00 Uhr) im Amtsgeb&ude, Luitpoldstral3e 29, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg
Haidplatz 1, 93047 Regensburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz zugelassenen Form(*). Die Klage muss den Kla-
ger, den Beklagten (Stadt Landshut) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag
enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in
Urschrift oder in Abschrift beigefiigt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fur die Ubrigen Beteiligten bei-
gefugt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

e (*) Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nahere
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetprasenz der Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

e Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebhr fallig.

STADT LANDSHUT
Baureferat
- Bauaufsichtsamt -
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Offentliche Bekanntmachung der Baugenehmigung
Bpl.Nr. B-2019-233
Mit Bescheid vom 23.04.2020 wurde den Antragstellern, Frau und Herr Monika und Giinter Oswald, die Baugenehmigung "Mehr-

generationenhaus" auf dem Grundstiick FI.Nr. 1393/5, Gem. Landshut, Kl6tzimullerstral3e 33 a, unter Nebenbestimmungen er-
teilt.

Nachdem mehr als 20 benachbarte Grundstiickseigentiimer im gleichen Interesse beteiligt sind, wird die Zustellung der Geneh-
migung durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt. Der Genehmigungsbescheid mit Planen kann beim Bauaufsichtsamt der Stadt
Landshut innerhalb der allgemeinen Dienststunden (Montag, Dienstag und Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr, Mittwoch von
14.00 Uhr bis 16.00 Uhr) im Amtsgebaude, Luitpoldstral3e 29, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg
Haidplatz 1, 93047 Regensburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz zugelassenen Form(*). Die Klage muss den Kl&-
ger, den Beklagten (Stadt Landshut) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag
enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in
Urschrift oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fir die Gbrigen Beteiligten bei-
gefugt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

¢ (*) Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Néhere
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetprésenz der Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

e Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebhr fallig.

STADT LANDSHUT
Baureferat
- Bauaufsichtsamt -

Aufgebot

_einer verloren gegangenen

Sparurkunde

Die Sparurkunde

Antragsteller
Sparkassenbuch KontoNr. 3413429981 Hochholzer Eleonore, vertreten

ist in Verlust geraten. durch die Generalbevolimachtigte
Gerlinde Zwander

Der Vorstand der Sparkasse Landshut erlasst gemaR Artikel 35 AGBGB zum
Zwecke der Kraftloserkldrung das Aufgebot.

Der Inhaber dieser Sparurkunde wird hiermit aufgefordert, seine Rechte unter
Vorlage der Urkunde bis spatestens

30.07.2020
bei der Sparkasse Landshut anzumelden. Werden bis zum vorgenannten Ter-
min keine Rechte geltend gemacht, so erfolgt anschlieRend die Kraftloserkla-
rung der Sparurkunde.
Landshut, den 30.04.2020

Sparkasse Landshut

Geisler Gallwitz

169



Aufgebot

einer verloren gegangenen
Sparurkunde

Die Sparurkunde

Antragsteller
Sparkassenbuch KontoNr. 3413429973 Hochholzer Friedrich, vertreten

ist in Verlust geraten. durch die Generalbevollméchtigte
Gerlinde Zwander

Der Vorstand der Sparkasse Landshut erlasst gemaR Artikel 35 AGBGB zum
Zwecke der Kraftloserklarung das Aufgebot.

Der Inhaber dieser Sparurkunde wird hiermit aufgefordert, seine Rechte unter
Vorlage der Urkunde bis spatestens

30.07.2020
bei der Sparkasse Landshut anzumelden. Werden bis zum vorgenannten Ter-
min keine Rechte geltend gemacht, so erfolgt anschlieRend die Kraftloserkla-
rung der Sparurkunde.
Landshut, den 30.04.2020

Sparkasse Landshut

Geisler Gallwitz

Herausgegeben von der Stadt Landshut, Altstadt 315, 84028 Landshut
Verantwortlich fir den Inhalt ist der jeweilige Verfasser der Bekanntmachung.
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	Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 07-4 „Östlich Oderstraße“ vom 24.04.2020 im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung)

